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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 68.000 Mitgliedern vertritt 
die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 
Ebene. 
 
Der Handelsrechtsausschuss des DAV begrüßt grundsätzlich die mit dem Grünbuch 
angestoßene Diskussion über ein mögliches weiteres Vorgehen im Bereich der 
Abschlussprüfung und nimmt zu ausgewählten Fragestellungen aus dem Grünbuch, die 
Themen des Gesellschaftsrechts und Fragen des Kapitalmarkts berühren, wie folgt Stellung: 

 

(1) Möchten Sie allgemein zur Herangehensweise und zu den Zwecken dieses 
Grünbuchs Stellung nehmen? 

(2) Glauben Sie, dass die gesellschaftliche Funktion der Abschlussprüfung in Bezug auf 
die Richtigkeit von Abschlüssen genauer definiert werden muss? 

(3) Glauben Sie, dass das allgemeine Niveau der Prüfungsqualität weiter angehoben 
werden kann? 

 

Zu Frage (2): Die gesellschaftliche Funktion der Abschlussprüfung erscheint durch die 
vorhandenen Regelungen, insbesondere die Achte gesellschaftsrechtliche EU-Richtlinie, 
bereits hinreichend definiert. Gleichwohl könnte eine verbesserte Information der 
Öffentlichkeit - insbesondere der Verbraucher - darüber, welche Ziele die Abschlussprüfung 
verfolgt und welche Methodik angewendet wird, helfen, verbreitete Fehlvorstellungen 
hierüber (Kombination von System- und Einzelfallprüfung; keine gezielte Ausrichtung auf die 
Aufdeckung nicht rechnungslegungsbezogener Gesetzesverstöße) zu vermeiden. Dies 
würde dem Anlegerschutz letztlich zugutekommen. Allerdings sollte eine solche Klarstellung 
nicht längeren Ausführungen im Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers vorbehalten 
bleiben, weil er das Ergebnis der Prüfung in knapper Form zusammenfassen soll. Vielmehr 
ist an eine Verdeutlichung in den rechtlichen Vorschriften und darüber hinaus an eine 
Darstellung des Prüfungsvorgehens in einem Prüfungsbericht zu denken, wie er in 
Deutschland gesetzlich vorgeschrieben ist und sich an das unternehmensinterne 
Überwachungsorgan (Audit Committee; Aufsichtsrat, ggf. Gesellschafterversammlung) 
richtet (vgl. auch Anm. zu Frage 9).  

 

Die gesellschaftliche Funktion der Abschlussprüfung ist eng verknüpft mit der Funktion der 
Rechnungslegung der Unternehmen selbst. Hier sollte von der Kommission Klarheit 
geschaffen werden, ob diese 

• in der Rechenschaftslegung für das vergangene Geschäftsjahr oder 
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• in der Information über die künftige Entwicklung des Unternehmens (future cash 
flows)  

besteht. Wenn der Adressat Klarheit in Bezug auf die beschränkte Funktion der 
Rechnungslegung gewinnt, kann die „Erwartungslücke“ in Bezug auf die Abschlussprüfung 
zwar nicht geschlossen, aber immerhin erheblich verkleinert werden. 

 

2.1 Informationen des Abschlussprüfers an die Interessengruppen 

(4) Sind Sie der Auffassung, dass Abschlussprüfungen Gewissheit über die finanzielle 
Solidität von Unternehmen verschaffen sollten? Können Abschlussprüfungen einen 
solchen Zweck erfüllen? 

(5) Sollte die verwendete Prüfungsmethode den Nutzern besser erklärt werden, um 
Erwartungsinkongruenzen vorzubeugen und die Funktion von Abschlussprüfungen zu 
präzisieren? 

(6) Sollte die "berufsübliche Sorgfalt" verstärkt werden? Wie könnte dies erreicht 
werden? 

(7) Sollte die negative Wahrnehmung eingeschränkter Prüfungsvermerke überdacht 
werden? Wenn ja, wie? 

(8) Welche zusätzlichen Informationen sollten externe Interessengruppen erhalten und 
wie? 

(9) Besteht ein angemessener regelmäßiger Dialog zwischen den externen 
Abschlussprüfern, den internen Prüfern und dem Prüfungsausschuss? Wenn nicht, 
wie lässt sich die Kommunikation verbessern? 

(10) Sollten Abschlussprüfer Ihrer Auffassung nach Aufgaben im Hinblick darauf 
übernehmen, die Verlässlichkeit der von den Unternehmen im Bereich CSR 
(Corporate Social and Environmental Responsibility) ausgewiesenen Informationen 
zu gewährleisten? 

(11) Sollte der Abschlussprüfer den Interessengruppen regelmäßiger Informationen zur 
Verfügung stellen? Sollte darüber hinaus die zeitliche Lücke zwischen dem 
Jahresende und dem Zeitpunkt des Prüfungsurteils verkleinert werden? 

(12) Welche anderen Maßnahmen könnten in Betracht gezogen werden, um den Wert von 
Abschlussprüfungen zu erhöhen? 

 

Zu Frage (4): Die Abschlussprüfung zielt im Kern auf die Prüfung und Bestätigung, dass die 
Informationen des Unternehmens an die Gesellschafter und anderen Adressaten, wie sie im 
Jahres- und Konzernabschluss und im Lagebericht enthalten sind, den hierfür geltenden 
Vorschriften entsprechen. Der Abschlussprüfer soll damit kein eigenständiges Urteil zur 
finanziellen Solidität des Unternehmens abgeben; dies übernehmen Ratingagenturen, deren 
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Arbeit allerdings den entscheidenden Nachteil aufweist, dass die Beurteilungsmaßstäbe 
nicht vorgegeben und damit nicht vergleichbar sind. 

Der Beurteilungsmaßstab für die Rechnungslegung ist dagegen weitgehend normiert und 
kann daher prüferisch nachvollzogen werden. Bei dieser Aufgabe unterstützt der 
Abschlussprüfer die Funktion des Audit Committee bzw. des Aufsichtsrats, denen ebenfalls 
die Beurteilung des Abschlusses obliegt. In diesem Zusammenhang ist es nicht zu 
kritisieren, sondern allein sachgerecht, die Prüfung so auszurichten, dass sie eine 
hinreichende Beurteilungssicherheit über die Einhaltung der Normen erlaubt. Es wäre daher 
eine Fehlvorstellung zu meinen, dass Gegenstand der Anschlussprüfung eine eigenständige 
„substanzielle Bestätigung von Ertrag, Ausgaben, Vermögenswerten und Schulden“ wäre. 
Ziel der Prüfung ist die Feststellung, dass der geprüfte Abschluss mit hinreichender 
Sicherheit frei von wesentlich falschen Darstellungen ist. Ob der nach den anwendbaren 
Rechnungslegungsvorschriften aufgestellte Abschluss ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild vermittelt, ist nach Maßgabe dieser Regelwerke und nicht davon 
losgelöst (absolut) zu beurteilen. 

Im Rahmen der Rechnungslegung sind allerdings Zukunftserwartungen vor großer 
Bedeutung. Genannt seien die Bewertung vor allem von Beteiligungen unter 
Ertragswertgesichtspunkten, die Beurteilung der Going-concern-Prämisse und die 
Darstellung der wesentlichen Chancen und Risiken im Lagebericht. Hält man – nach 
sorgfältiger Analyse der derzeitigen Rechnungslegungsvorschriften – insoweit Ergänzungen 
für sachgerecht, müssten die Rechungslegungsvorschriften selbst entsprechend 
fortentwickelt werden, nicht aber isolierte Beurteilungspflichten für den Abschlussprüfer 
eingeführt werden. Betont werden könnte allerdings die Prüfungspflicht des Abschlussprüfers 
in Bezug auf den Lagebericht, wie dies in Deutschland bereits jetzt in § 317 Abs. 2 HGB 
gesetzlich vorgeschrieben ist. 

 

Zu Frage (5):  Siehe Ausführungen zu Frage (2). Eine nachvollziehbare, aus sich heraus 
verständliche "Erklärung der Prüfungsmethode" würde die ohnehin schon umfangreiche 
Berichterstattung des Abschlussprüfers im Bestätigungsvermerk stark aufblähen die 
Leseneigung verringern und so letztlich zur Desorientierung durch Informationsflut beitragen. 

 

Zu Frage (6): Die Anforderungen an die "berufsübliche Sorgfalt" des Prüfers (gemeint ist die 
„kritische Grundhaltung“ gegenüber dem Management des geprüften Unternehmens) können 
nur im Rahmen der Aufgaben des Abschlussprüfers beurteilt werden. Es wäre mit den 
Grundsätzen der Corporate Governance nicht vereinbar, dem Prüfer die Aufgabe 
zuzuweisen, die wirtschaftliche Betätigung des Managements losgelöst von der 
Rechnungslegung allgemein zu beurteilen. Diese Aufgabe obliegt allein dem Aufsichtsrat. 
Hiermit zusätzlich auch den Abschlussprüfer zu beauftragen, wäre auch deshalb nicht 
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sachgerecht, weil als Reaktion nicht die Information der Öffentlichkeit über kritische 
Entwicklungen, sondern eine Korrektur von zu beanstandenden Unternehmensaktivitäten 
erforderlich ist. Diese kann aber nur der Aufsichtsrat, nicht jedoch der Prüfer veranlassen. 

 

Zu Frage (7): Aus unserer Sicht ist die – negative - Wahrnehmung eines eingeschränkten 
Bestätigungsvermerks kein Grund für eine Änderung der einschlägigen Vorschriften. Die 
Einschränkung bringt zum Ausdruck, dass die Rechnungslegung nicht den gesetzlichen 
Anforderungen entspricht. Dies ist notwendig negativ zu bewerten. Die Prüfung zielt 
demgemäß auch gar nicht darauf ab, den Bestätigungsvermerk einzuschränken, sondern 
darauf, durch Beanstandung während der Prüfung eine Änderung des Abschlusses zu 
veranlassen – mit der Folge, dass am Ende der Prüfung ein uneingeschränkter 
Bestätigungsvermerk erteilt werden kann. Die geringe Anzahl eingeschränkter oder 
versagter Bestätigungsvermerke beweist, dass dies in aller Regel gut funktioniert. 

Die Annahme, hier bestehe Regelungsbedarf, beruht möglicherweise auf der Vorstellung, 
eine Einschränkung des Testats solle „Informationen wie potenzielle Risiken, sektorale 
Entwicklungen, Waren- und Wechselkursrisiko usw.“ enthalten. Solche Informationen sind 
aber schon in die Rechnungslegung selbst aufzunehmen; wenn hier Ergänzungsbedarf 
gesehen wird, müssten die Rechnungslegungsvorschriften selbst ergänzt werden.  

Ob der Abschlussprüfer in bestimmten Fällen darüber hinaus eine Ergänzung (keine 
Einschränkung) des Bestätigungsvermerks vorzunehmen hätte, mag erwogen werden. Dabei 
ist jedoch große Zurückhaltung angebracht, weil die Informationen bereits in der 
Rechnungslegung enthalten sind und die Klarheit des Bestätigungsvermerks durch die 
Wiederholung von Aussagen aus der Rechnungslegung eher vermindert wird. 

Die Vorstellung, der Abschlussprüfer könne die Unternehmen in Kategorien einteilen, liegt 
aus unserer Sicht fern. Entspricht der Abschluss den Regelwerken, ist er „gut“; dies wird mit 
dem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk zum Ausdruck gebracht. Ein inhaltliches Urteil 
über die wirtschaftliche Verfassung des Unternehmens ist nicht Inhalt der Rechnungslegung, 
sondern soll durch die Adressaten aufgrund der Informationen aus der Rechnungslegung 
getroffen werden. Dies ist die Aufgabe von Analysten, Ratingagenturen und nicht zuletzt des 
Aufsichtsrats, nicht aber des Abschlussprüfers. Mangels allgemeingültiger Maßstäbe wäre 
eine solche Kategorisierung auch äußerst problematisch, zumal dann, wenn sie im Rahmen 
der Abschlussprüfung gesetzlich vorgeschrieben würde. Die Einholung von Ratings ist aus 
gutem Grund nicht gesetzlich vorgeschrieben, sondern unterliegt der freien Entscheidung 
des Unternehmens. 

 

Zu Frage (8): Der Informationszugang für externe Interessengruppen erscheint durch die 
bestehenden Regelungen (Achte EU-Richtlinie, EU-Ratingverordnung, 
Dienstleistungsrichtlinie) bereits ausreichend gewährleistet. Ein Bedürfnis, auch solchen 
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Personen umfangreichere Informationen über eine Gesellschaft zugänglich zu machen, die 
keinen rechtlichen Bezug zu ihr aufweisen, ist nicht ersichtlich.  

Bei der Erweiterung der externen Kommunikation ist immer auch zu bedenken, dass 
Unternehmen ein berechtigtes Interesse an der Wahrung von Geschäftsgeheimnissen 
haben. Wollte man dem Abschlussprüfer die Aufgaben einer weitergehenden 
Kommunikation nach außen zuweisen, müssten dafür klare rechtliche Grenzen benannt 
werden. Ob die Kommunikation über die Angaben hinausgehen könnte, die das 
Unternehmen in den Rechnungslegungsunterlagen selbst zu geben hat, erscheint 
zweifelhaft, zumal die Information eigentlich Aufgabe des Unternehmens selbst sein müsste.  

 

Zu Frage (9): Wie im Grünbuch bereits angedacht, sollte allgemein vorgeschrieben werden, 
neben dem Bestätigungsvermerk weitere Informationen über die Feststellungen des 
Abschlussprüfers den für die Überwachung des Unternehmens zuständigen Organen, vor 
allem dem Audit Committee bzw. dem Aufsichtsrat, zukommen zu lassen. Als Vorbild hierfür 
kann der in Deutschland gesetzlich vorgeschriebene Prüfungsbericht herangezogen werden. 
Dieser ist für das Audit Committee bzw. den Aufsichtsrat eine wesentliche Informationsquelle 
bei seiner eigenen Prüfung des Abschlusses. Diese schriftliche Information wird durch ein 
Auskunfts- und Fragerecht gegenüber dem Abschlussprüfer ergänzt. 

Dass sich aus der schriftlichen und mündlichen Berichterstattung Gefahren für die 
Unabhängigkeit des Abschlussprüfers ergeben, ist jedenfalls bei Unternehmen mit einem 
eigenständigen Aufsichtsrat nicht zu befürchten. Im dualistischen System bildet der 
Aufsichtsrat das unternehmensinterne Gegengewicht zum Management, das den Abschluss 
aufstellt, und hat selbst das Management zu überwachen. Ein intensiver Kontakt zwischen 
Abschlussprüfer und  Aufsichtsrat stärkt daher gerade die Unabhängigkeit des 
Abschlussprüfers, anstatt sie zu gefährden. Allerdings genügt es aus unserer Sicht, einen 
rechtlichen Rahmen für die Zusammenarbeit vorzugeben, wie dies das deutsche Aktienrecht 
bereits regelt. Die Einzelheiten sollten sich dann als Best Practice unter Berücksichtigung der 
Verhältnisse des jeweiligen Unternehmens ergeben. 

 

Zu Frage (11): Schon zu Frage (4) hatten wir darauf hingewiesen, dass die 
Rechnungslegungsunterlagen und hier insbesondere der Lagebericht schon derzeit in 
großem Maße zukunftsbezogene Informationen enthalten. Zwar mag man eine Ergänzung in 
Erwägung ziehen. Zusätzliche Angaben sollten jedoch immer durch das Unternehmen selbst 
in seinen Rechnungslegungsunterlagen zur Verfügung gestellt werden. Aufgabe des 
Abschlussprüfers kann es nur sein, diese Informationen zu prüfen oder zu plausibilisieren.  

Dagegen sollte es nicht seine Aufgaben sein, ein eigenständiges Urteil unter 
Zugrundelegung eigener Planungsannahmen abzugeben. Auch wenn der Prüfer über alle 
Unternehmensinformationen verfügen würde, müsste es dabei bleiben, dass die 
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Geschäftsleitung und damit auch die Planung dem Management obliegt. Hinzu kommt, dass 
die unbefangene Beurteilung der Annahmen des Managements möglicherweise 
beeinträchtigt würde, wenn sich der Prüfer aufgrund eigener Annahmen und Szenarien ein 
eigenes Urteil bilden müsste, dem er dann möglicherweise verhaftet bliebe.  

Auch die Frage der Unternehmensfortführung sollte daher vom Abschlussprüfer nicht 
eigenständig und losgelöst von der Rechnungslegung, sondern bei der Prüfung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen durch Würdigung der Annahmen des 
Managements beurteilt werden. 

 

2.2 International Standards on Auditing (ISA) 

(13) Wie stehen Sie zur Einführung der ISA in der EU? 

(14) Sollten die ISA EU-weit verbindlich vorgeschrieben werden? Wenn ja, sollte für die 
Übernahme das gleiche Verfahren gewählt werden wie es derzeit bei den 
International Financial Reporting Standards (IFRS) angewandt wird? Oder sollte 
angesichts der weitverbreiteten Nutzung der ISA in der EU alternativ dazu ihre 
Nutzung weiter durch nicht zwingende Rechtsinstrumente  (Empfehlung, 
Verhaltenskodex) gefördert werden? 

(15) Sollten die ISA weiter an die Bedürfnisse von KMU und KMP angepasst werden? 

 

 

3. Governance und Unabhängigkeit von Prüfungsgesellschaften 

(16) Ist die Tatsache, dass der Prüfer vom geprüften Unternehmen bestellt und vergütet 
wird, problematisch? Welche alternativen Vereinbarungen würden Sie in diesem 
Zusammenhang empfehlen? 

(17) Wäre die Bestellung durch einen Dritten in bestimmten Fällen gerechtfertigt? 

(18) Sollten "Daueraufträge" für Prüfungsgesellschaften zeitlich begrenzt werden? Wenn 
ja, wie sollte die Höchstdauer eines Prüfungsauftrags aussehen? 

(19) Sollte die Erbringung von Nichtprüfungsleistungen durch Prüfungsgesellschaften 
verboten werden? Sollte ein solches Verbot für alle Prüfungsgesellschaften und ihre 
Kunden gelten oder nur für bestimmte Typen von Instituten, wie z.B. systemrelevante 
Finanzinstitute? 

(20) Sollte die Höchstvergütung, die eine Prüfungsgesellschaft von einem einzigen 
Kunden erhalten darf, reguliert werden? 

(21) Sollten für die Transparenz der Abschlüsse von Prüfungsgesellschaften neue Regeln 
eingeführt werden? 



 - Seite 10 von 17 -

(22) Welche weiteren Maßnahmen könnten bei der Governance von 
Prüfungsgesellschaften ins Auge gefasst werden, um die Unabhängigkeit der Prüfer 
zu erhöhen? 

(23) Sollten alternative Strukturen untersucht werden, um den Prüfungsgesellschaften die 
Kapitalaufnahme aus externen Quelle n zu gestatten? 

(24) Befürworten Sie die Vorschläge hinsichtlich der Gruppenprüfer? Haben Sie 
diesbezüglich weitere Anregungen vorzubringen? 

 

Zu den Fragen (16) und (17): Die in der Achten Richtlinie vorgesehene und in den 
Mitgliedstaaten vorhandene Regelung, dass nicht das Management der Gesellschaft den 
Prüfer auswählt und beauftragt, sondern dass hierfür andere Gremien zuständig sind 
(Aufsichtsrat, Audit Committee, Gesellschafter/Aktionäre), erscheint völlig ausreichend, um 
Bedenken hinsichtlich einer möglichen Befangenheit des Abschlussprüfers in Bezug auf 
seine Vergütung auszuräumen. Daran vermag auch der Umstand, dass die Gesellschaft die 
Kosten der Abschlussprüfung trägt, nichts zu ändern.  

Insbesondere dem Audit Committee bzw. dem Aufsichtsrat kommt die Funktion zu, die 
Unabhängigkeit des Abschlussprüfers zu unterstützen, indem es angemessene 
Bedingungen für den Prüfungsauftrag vereinbart und dabei auch auf eine ausreichende 
Vergütung achtet. Diese Funktion wird unterstützt, wenn die Überwachungsgremien auch auf 
den Inhalt der Tätigkeit des Abschlussprüfers Einfluss nehmen können, indem sie besondere 
Prüfungsschwerpunkte festlegen.  

Die gesellschaftsrechtlichen Rahmenbedingungen sollten dabei – wie in Deutschland – so 
ausgestaltet sein, dass die Überwachungsorgane entsprechende Vereinbarungen mit 
rechtlicher Wirkung für das Unternehmen selbst vornehmen können, ohne dabei von einer 
Mitwirkung des Managements abhängig zu sein. 

Die im Grünbuch zur Diskussion gestellte Alternative – Bestellung und Vergütung durch 
einen Dritten, etwa einer Regulierungsbehörde – wäre dagegen unsystematisch und 
begegnet durchgreifenden Bedenken: 

Eine Vergütung des Abschlussprüfers durch Steuergelder würde zu einer nicht zu 
rechtfertigenden Verlagerung der Kosten weg vom Verursacher auf die Allgemeinheit führen. 
Um diese Gelder einzunehmen, wären Steuererhöhungen erforderlich, was zu 
Ungerechtigkeiten führen würde. Die Erhebung einer Abgabe, Gebühr oder Sondersteuer 
nur von den Verursachern, die dann an die Abschlussprüfer gezahlt würde, würde letztlich 
unter Produktion immensen Verwaltungsaufwands wiederum dazu füren, dass die 
Gesellschaften den Prüfer, wenngleich indirekt, bezahlen. 

Die Bestellung durch einen Dritten ist, wie bereits dargestellt, bei Geltung der derzeitigen 
Unabhängigkeitsanforderungen zur Vermeidung der Befangenheit nicht erforderlich. Der 
Dritte kann die speziellen Anforderungen und Risiken der jeweiligen Gesellschaft nicht 
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kennen; daher wäre er auch nicht in der Lage, einen geeigneten Prüfer auszuwählen. Auch 
für die Sicherstellung einer angemessenen Vergütung fehlen ihm im Zweifel die notwendigen 
Detailkenntnisse, wenn er nicht wie das Audit Committee oder der Aufsichtsrat in die 
Verhältnisse des jeweiligen Unternehmens und der Abschlussprüfung Einblick hat.  

Außerdem ist nicht erkennbar, dass dieser Punkt einen Beitrag zur Finanzmarktkrise 
geleistet hätte. „Gesellschaftliche Vorteile nachweislich unabhängiger Bestellungen“ 
vermögen wir nicht zu erkennen. Eine derart systemfremde Regelung, bei der Dritte über die 
Finanzmittel privater Unternehmen verfügen könnten, ist nicht gerechtfertigt. 

 

Zu Frage (18): Die Begrenzung der Zeit, in der ein und derselbe Abschlussprüfer das 
Unternehmen prüfen darf, ist seit langem in der Diskussion. Der Gesichtspunkt der 
Betriebsblindheit ist auch nicht von der Hand zu weisen, 

Um diesem zu begegnen, sieht die Achte EU-Richtlinie seit langem die Pflicht zur sog. 
internen Rotation vor, bei der die verantwortlichen Prüfungspartner nach einer bestimmten 
Anzahl von Prüfungen ausgewechselt werden müssen. Hierdurch wird erreicht, dass bei den 
für die Prüfung verantwortlichen Personen immer wieder eine neue Sichtweise Platz greift 
und dass eine zu große persönliche Vertrautheit mit dem Management vermieden wird. Die 
für das Prüfungsurteil problematische Vertrautheit entwickelt sich nämlich gerade nicht 
zwischen „dem Abschlussprüfer“ als rechtlicher Einheit und dem geprüften Unternehmen, 
sondern zwischen den für das Prüfungsurteil verantwortlichen Personen und dem 
Management. Die Prüfungsmitarbeiter wechseln idR ohnehin allein aufgrund der Fluktuation 
des Mitarbeiterstabs, ohne dass dies besonders geregelt werden müsste. 

Zu Recht ist dagegen der weitergehenden Forderung nach einer sog. externen Rotation, d.h. 
dem Wechsel der Prüfungsgesellschaft, immer mit guten Gründen widersprochen worden. 
Diese haben auch heute noch unverändert Gültigkeit, so dass auf die Materialien zu den 
früheren Diskussionen verwiesen werden kann. 

Der Abschlussprüfer lernt das zu prüfende Unternehmen und seine Risiken und 
Schwachstellen im Lauf der Zeit besser und besser kennen. Er kann daher zielgerichteter 
und zugleich effizienter prüfen als ein neuer Prüfer, der dem Unternehmen zum ersten Mal 
begegnet. Dieses Know-how kann bei interner Rotation durch einen systematisch geplanten 
Wechsel sowie den Rückgriff auf die Prüfungsmitarbeiter erhalten bleiben. Neben der 
verbesserten Prüfungsqualität bringt dies auch erhebliche wirtschaftliche Vorteile durch 
Zeitersparnis und geringere Beanspruchung der Mitarbeiter des Unternehmens.  

Einer zeitlichen Begrenzung stehen wir daher insbesondere wegen der hiermit verbundenen 
Risiken für die Prüfungsqualität, der Einschränkung der Handlungsfreiheit und der 
wirtschaftlichen Nachteile für die Unternehmen, denen keine erkennbaren qualitativen 
Vorteile gegenüberstehen, ablehnend gegenüber. 
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Es wäre weitaus sinnvoller, diese Entscheidung flexibel dem Bestellungsorgan (Aufsichtsrat 
oder Anteilseignern) zu überlassen, als eine pauschale und starre gesetzliche Regelung 
einzuführen. 

Zu Frage (19): Die Erbringung von Nichtprüfungsleistungen kann aus unserer Sicht vor allem 
dann zur Besorgnis der Befangenheit führen, wenn das Prüfungsurteil im Hinblick auf den 
Gegenstand der Beratungstätigkeit beeinträchtigt sein kann. Für solche Fälle, etwa das 
Risiko der Selbstprüfung, enthalten die gesetzlichen Regelungen umfangreiche 
Ausschlusstatbestände, die nach unserer Einschätzung ausreichen. Um sicherzustellen, 
dass keine bedenklichen Aufträge erteilt werden, haben sich viele Aufsichtsräte die 
Zustimmung zu derartigen Verträgen mit dem Abschlussprüfer vorbehalten. Dies dient nicht 
nur der inhaltlichen Kontrolle, sondern stellt zugleich sicher, dass der Abschlussprüfer durch 
solche Zusatzaufträge nicht unangemessen begünstigt wird. 

Zu Frage (20): Grundsätzlich sollte die Vergütung des Abschlussprüfers dem Markt und 
damit der Einigung der Vertragspartner überlassen bleiben. Um eine Beeinflussung des 
Prüfers durch das Management zu vermeiden, könnte allgemein vorgesehen werden, dass 
der Aufsichtsrat für die Vereinbarung zuständig ist, wie das in Deutschland vorgeschrieben 
ist, oder zumindest rechtzeitig informiert wird.  

Daneben kann sich eine Gefahr für die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers ergeben, wenn 
der (angedrohte) Wegfall des Mandats (Prüfungs- und/oder Beratungsauftrag) zu spürbaren 
Nachteilen für den Prüfer führt. Dies wäre ohne weiteres einsichtig, wenn es sich um das 
einzige Mandat des Prüfers handeln würde. Um eine solche finanzielle Abhängigkeit von 
einem Kunden zu vermeiden, könnte vorgeschrieben werden, dass der Gesamtumsatz mit 
einem Prüfungsmandanten einen bestimmten Prozentsatz des Gesamtumsatzes der Praxis 
nicht überschreiten darf. Eine solche Regelung, wie sie der IFAC Code of Ethics und auch 
das deutsche Recht enthalten, ist sachgerecht, aber auch ausreichend, um den Bedenken 
wirtschaftlicher Abhängigkeit zu begegnen. 

Ergänzend ist darauf zu achten, dass auch die Vergütung des einzelnen verantwortlichen 
Prüfers nicht direkt von dem Umsatz mit dessen Prüfungsmandanten abhängig gemacht 
werden darf. Ob dies bei der Einführung von Vergütungsmodellen in der Prüfungspraxis 
beachtet worden ist, sollte anhand der Darstellung des Vergütungssystems in den 
Transparenzberichten beurteilt werden können. 

 

Zu Frage (22): Für die zwingende Aufnahme unabhängiger Personen in den Aufsichtsrat von 
Prüfungsgesellschaften sehen wir keinen Bedarf; sie wäre auch strukturell problematisch, 
weil für Prüfungsgesellschaften nicht nur Rechtsformen zugelassen sind, die einen 
(obligatorischen) Aufsichtsrat vorsehen, sondern auch solche ohne Aufsichtsrat. Hinzu 
kommt, dass aus Gründen der Wahrung des Berufsgeheimnisses der Aufsichtsrat bei 
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deutschen Prüfungsgesellschaften keine Informationen über die einzelnen Aufträge erhalten 
darf.  

Eine Funktion für die „unabhängige Person“ ist daher nicht erkennbar. Wird die 
Notwendigkeit für eine verstärkte Beaufsichtigung von Prüfungsgesellschaften gesehen, 
sollten die dafür vorgesehenen Instrumentarien (zB das System der Inspections) 
entsprechend ergänzt werden. 

Zu warnen ist vor der Vorstellung, dass die Aktionäre der geprüften Gesellschaft mit den 
Prüfungsgesellschaften in unmittelbaren Kontakt treten müssen. Abgesehen davon, dass ein 
solches Individualrecht kaum handhabbar wäre und tendenziell zu einem verzerrenden 
Informationsgefälle zwischen den Aktionären führen würde, weil es nicht von allen ausgeübt 
werden könnte, obliegt die Information der Aktionäre und des Kapitalmarkts allein dem 
Unternehmen und seinen Organen. Hierbei muss es bleiben. 

 

Zu Frage (23): Wir warnen vor einer Ausweitung der Beteiligungsmöglichkeit an 
Prüfungsgesellschaften durch Investoren. Durch die damit noch weiter in den Vordergrund 
tretenden wirtschaftlichen Interessen wäre die unabhängige Urteilsbildung massiv gefährdet. 
Hinzu kommt, dass gerade für das im Grünbuch genannte Szenario – Ressourcen zur 
Befriedigung für Haftungsansprüche – nicht erkennbar ist, warum dies ein Anreiz für die 
Beteiligung von Investoren sein kann, wenn das Investment nicht für den Aufbau des 
Geschäfts, sondern zur Bedienung von Haftungsverpflichtungen verwendet wird. Für dieses 
Szenario wäre eine Pflicht zur Unterhaltung einer Berufshaftpflichtversicherung in 
entsprechender Höhe – ggf. in Verbindung mit Regelungen zur Abschlussprüferhaftung - 
eher geeignet. 

 

4. Beaufsichtigung 

(25) Welche Maßnahmen sollten ins Auge gefasst werden, um die Integration und die 
Zusammenarbeit bei der Beaufsichtigung von Prüfungsgesellschaften weiter zu 
verbessern? 

(26) Wie könnte man eine bessere Konsultation und Kommunikation zwischen dem Prüfer 
großer börsennotierter Gesellschaften und der jeweils zuständigen 
Regulierungsbehörde erreichen? 

 

Zu Frage (26): Im Grünbuch wird in Betracht gezogen, dass eine Kommunikation zwischen 
den Prüfern und der jeweils zuständigen Wertpapieraufsichtsbehörde für alle größeren oder 
börsennotierten Unternehmen obligatorisch werden sollte. 

Aus unserer Sicht besteht hier kein Handlungsbedarf: Soweit es für bestimmte 
Marktsegmente Regulierungsbehörden gibt, die die Geschäftstätigkeit und die 
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Rechnungslegung der Unternehmen überwachen, bestehen in Deutschland eigehende 
gesetzliche Regelungen zur Zusammenarbeit dieser Behörden mit dem Abschlussprüfer. 
Solche Regelungen bestehen insbesondere für Finanzunternehmen und Versicherungen. 

Dagegen gibt es in Deutschland keine allgemeine Kapitalmarktaufsichtsbehörde. Die 
Finanzmarktkrise mit ihrem Schwerpunkt im Bereich der Finanzmarktunternehmen gibt auch 
keinen Anlass, über die Beaufsichtigung anderer Branchen oder gar aller 
kapitalmarktorientierten Unternehmen nachzudenken.  

 

5. Konzentration und Marktstruktur 

(27) Könnte von der derzeitigen Konfiguration des Audit-Markts ein systemrelevantes 
Risiko ausgehen? 

(28) Könnte Ihrer Meinung nach die Schaffung obligatorischer Audit-Konsortien unter 
Einbeziehung mindestens einer kleineren, systemunrelevanten Prüfungsgesellschaft 
als Katalysator für die Dynamik des Audit-Markts wirken und kleineren sowie 
mittleren Prüfungsgesellschaften eine umfassendere Teilnahme im Segment 
größerer Audits gestatten? 

(29) Halten Sie im Hinblick auf die Verstärkung der Struktur der Audit-Märkte einen 
obligatorischen Prüferwechsel und eine Ausschreibung nach einem bestimmten 
Zeitraum für angebracht? Wie lang sollte dieser Zeitraum sein? 

(30) Wie sollte die Marktverzerrung durch die "Big Four" gehandhabt werden? 

(31) Stimmen Sie zu, dass Notfallpläne, einschließlich der "Auslaufpläne" ("living wills"), 
eine Schlüsselrolle bei der Beseitigung systemrelevanter Risiken und Ausfallrisiken 
einer Prüfungsgesellschaft spielen könnten? 

(32) Sind die weitergehenden Grundüberlegungen in Bezug auf die Konsolidierung großer 
Prüfungsgesellschaften in den letzten zwei Jahrzehnten (d.h. globales Angebot, 
Synergien) nach wie vor gültig? Unter welchen Umständen sollte die Konsolidierung 
wieder rückgängig gemacht werden? 

 

Zu Frage (28): Es ist nicht ersichtlich, inwieweit obligatorische Audit-Konsortien aus großen 
und kleinen Prüfungsgesellschaften - neben den protektionistischen Konsequenzen solcher 
Zwangsgemeinschaften für die kleinen Prüfungsgesellschaften - die Marktstruktur 
verbessern könnten. Die hinzutretende systemunrelevante Prüfungsgesellschaft erhält durch 
die Beteiligung an der Gemeinschaftsprüfung nicht automatisch Zugang zu 
Netzwerkpartnern in den anderen Ländern, in denen der zu prüfende Konzern tätig ist, so 
dass sich ihre Einbindung uU auf nationale Aufgaben beschränken müsste. Dies würde ihr 
zwar einen zusätzlichen Umsatz verschaffen, ihre Fähigkeit zur eigenständigen Übernahme 
von Konzernabschlussprüfungen aber nicht verbessern.  
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Für die betroffenen Gesellschaften wäre dagegen mit erheblichem Mehraufwand zu rechnen. 
Außerdem können sich erhebliche Abstimmungsschwierigkeiten ergeben, jedenfalls wenn 
ein Gesamturteil (mit Gesamtverantwortung) gefordert ist. Auch wäre uE keine gegenseitige 
Kontrolle der beiden Gemeinschaftsprüfer zu erwarten, sondern möglicherweise ein Wettlauf 
der Meinungen. Hinzu kommt, dass in geeigneten Fällen schon heute die Möglichkeit 
besteht, zwei Abschlussprüfer mit einer Gemeinschaftsprüfung zu beauftragen. Hiervon wird 
in der deutschen Unternehmenspraxis vor allem dann Gebrauch gemacht, wenn rechtliche 
Unsicherheiten im Hinblick auf die Wirksamkeit der Bestellung eines der Prüfer bestehen. Im 
Zweifel wird in solchen Fällen aber ein zweiter Prüfer ausgewählt, der ggf. in der Lage ist, die 
Prüfung auch allein fortzuführen. Daher kommen hierfür regelmäßig nur 
Prüfungsgesellschaften mit einem bereits vorhandenen Netzwerk in Betracht. 

Insgesamt ist der Vorschlag abzulehnen, weil kein wesentlicher Vorteil erkennbar ist, der den 
Markteingriff rechtfertigen würde.  

 

Zu Frage (29): Hierzu wird auf die Ausführungen zu Frage (18) verwiesen. 

 

Zu Frage (32): Aus Sicht der geprüften Unternehmen und ihrer Organe muss die Auswahl 
des Abschlussprüfers Gewähr dafür bieten, dass dieser über die erforderlichen Ressourcen 
personeller und sachlicher Art und über das notwendige Know-how unter Einschluss 
besonderer Branchenkenntnisse verfügt. Gerade bei großen, international operierenden 
Unternehmen werden diese Anforderungen aber nur von wenigen Prüfungsgesellschaften 
bzw. –Prüfungsnetzwerken erfüllt. Die Entstehung dieser länderübergreifenden 
Organisationen ist ja gerade auf die Bedürfnisse der international agierenden Unternehmen 
zurückzuführen. Eine Rückgängigmachung wäre ein Rückschritt.  

Die Zusammenarbeit dieser Organisationen etwa bei der gemeinsamen Weiterentwicklung 
von Prüfprogrammen und Methodik führt zu Effizienzvorteilen bei der Prüfungsdurchführung, 
zur Senkung der Entwicklungskosten für die einzelne Prüfungsgesellschaft und damit auch 
zu Synergien und niedrigen Prüfkosten für die Kunden. 

Für die Prüfung international operierender Konzerne sind Prüfungsgesellschaften oder 
Netzwerke erforderlich, die ebenfalls international operieren und daher schnell und 
unkompliziert kooperieren können, um so die Prüfungsqualität weltweit sicherstellen zu 
können.  
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6. Schaffung eines europäischen Marktes 

(33) Wie kann die grenzübergreifende Mobilität der Angehörigen der Prüferbranche am 
besten angekurbelt werden? 

(34) Stimmen Sie einer "maximalen" Harmonisierung in Verbindung mit einem 
"Europäischen Pass für Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften" zu? Sollten sie 
Ihrer Meinung nach auch für kleinere Prüfungsgesellschaften gelten? 

Zu Frage (33) und (34): Ein Handlungsbedarf ist nicht zu erkennen. Die bestehenden 
Regelungen lassen eine weitgehende Zusammenarbeit von EU-Abschlussprüfern zu. Dies 
schließt auch die Tätigkeit im Rahmen der Prüfung in anderen Ländern als dem der 
Heimatzulassung ein.  

Dass andererseits der bestellte Abschlussprüfer selbst (idR die Prüfungsgesellschaft) eine 
nationale Registrierung benötigt, stellt sicher, dass den Anforderungen des nationalen 
rechtlichen Umfelds entsprochen wird. Ein durchgreifendes Hindernis bei der Durchführung 
von Abschlussprüfungen grenzüberschreitend operierender Unternehmen ist nicht 
ersichtlich.  

 

7. Kleinere und mittlere Unternehmen (KMU) 

(35) Würden Sie anstelle der gesetzlichen Abschlussprüfung ein niedrigeres 
Dienstleistungsniveau bevorzugen, wie z.B. die "Begrenzte Prüfung" oder 
"Gesetzliche Prüfung" der KMU-Abschlüsse? Sollte eine solche Dienstleistung davon 
abhängig gemacht werden, dass ein (interner oder externer) Buchhalter den 
Abschluss erstellt hat? 

(36) Sollte es eine Schutzzone geben, wenn es um ein mögliches Verbot der Erbringung 
von Nichtprüfungsleistungen für KMU-Kunden in der Zukunft geht? 

(37) Sollte eine "Begrenzte Prüfung" oder "Gesetzliche Prüfung" an weniger schwerfällige 
interne Qualitätskontrollregeln und Aufsichtsvorschriften seitens der 
Aufsichtsbehörden geknüpft werden? Könnten Sie Beispiele nennen, wie 
diesbezüglich in der Praxis vorgegangen werden sollte? 

 

Zu Frage (35): Eine solche Differenzierung wäre nur dann für die betroffenen Unternehmen 
praktikabel, wenn auch die Kreditgeber und Investoren sich mit den Ergebnissen zufrieden 
gäben. Es ist aber zu erwarten, dass dies nicht der Fall ist und Unternehmen gezwungen 
wären, noch zusätzlich eine umfassendere Prüfung in Auftrag zu geben.  

Die Einführung einer begrenzten Prüfung brächte außerdem die Gefahr mit sich, dass der 
eingeschränkte Aussagegehalt einer solchen Prüfung von der Allgemeinheit (dem 
Verbraucher) nicht erkannt und daher nicht richtig eingeschätzt würde. Vielmehr erscheint es 
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sinnvoll, die Grundsätze für die Prüfung solcher KMU durch Skalierung so anzupassen, dass 
der Aufwand angemessen bleibt.  

Zu Frage (36): Nachdrücklich warnen wir davor, dem Prüfer von KMU solche 
Nichtprüfungsleistungen zu ermöglichen, die – etwa wegen des Verstoßes gegen das 
Selbstprüfungsverbot – zur Besorgnis der Befangenheit führen. Dies trifft vor allem für die 
Mitwirkung bei der Rechnungslegung zu. Auch bei solchen Unternehmen muss die 
Unabhängigkeit und Unbefangenheit des Abschlussprüfers Vorrang haben, da die 
Abschlussprüfung die Verlässlichkeit der Rechnungslegung im Interesse der Allgemeinheit 
schützen soll. 

 

8. Internationale Zusammenarbeit 

(38) Welche Maßnahmen könnten Ihrer Auffassung nach die Qualität der Kontrolle 
globaler Audit-Marktteilnehmer durch die internationale Zusammenarbeit steigern? 
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